Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/2893 


Sachgebiet 23 

Der Bundesminister Bonn, den 2. Dezember 1971 

für Städtebau und Wohnungswesen 
L 3 -02 01 13-3/1 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Privatisierung von Wohnungen, die mit öffentlichen 
Mitteln gefördert wurden 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Evers, Erpenbeck, 
Dr. Riedl (München), Baier, Pieroth, Dr. Müller-Her- 
mann, Susset, Biechele, Rawe, Hussing, Dr. Luda, Ber- 
ding und Genossen 
- Drucksache VI/2833 - 


Namens der Bundesregierung beantworte ich die Kleine An- 
frage wie folgt: 


Ziel einer neuen Form der Vermögensbildung im Rahmen des 
sozialen Wohnungsbaus ist es, dem zum Bezug einer Sozial- 
wohnung berechtigten Anteilserwerber ein Dauerwohnrecht in 
einer öffentlich geförderten Wohnung zu verschaffen und ihn am 
wirtschaftlichen Eigentum der Wohnung zu beteiligen, so daß 
der im Laufe der Zeit entstehende Entschuldungsgewinn dem 
Wohnungsinhaber selber zufließen kann. Bei entsprechender 
Ausgestaltung der Beteiligungsformen kann so mit Hilfe der 
öffentlichen Hand auch für die einkommensschwächeren Schich- 
ten der Bevölkerung ein spekulationsfreies individuelles So- 
zialeigentum im Rahmen des sozialen Wohnungsbaus geschaf- 
fen werden. Die Bundesregierung lehnt dagegen eine Teilent- 
eignung privaten Eigentums, wie sie in der Kleinen Anfrage 
angeregt wird, ab. 


Die Einzelfragen beantworte ich wie folgt: 


1. Wie viele Wohnungen wurden von 1949 bis Ende 1970 in der 
Bundesrepublik Deutschland im Rahmen des öffentlich geförder- 
ten Wohnungsbaus errichtet? 


Von 1949 bis Ende 1970 wurden in der Bundesrepublik Deutsch- 
land im öffentlich geförderten sozialen Wohnungsbau rd. 5,4 
Millionen Wohnungen errichtet. 
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2. Wie viele Wohnungen gemäß Ziffer 1 befinden sich im Eigen- 
tum von 

a) natürlichen Personen, 

b) gemeinnützigen Wohnungsbaugesellschaften, 

c) der öffentlichen Hand, 

d) sonstigen Eigentümern? 

Wie hoch waren die geschätzten durchschnittlichen Gesamt- 
kosten der Wohnungen dieser vier Eigentümergruppen in den 
einzelnen Baujahren, wieviel öffentliche Förderungsmittel wur- 
den im Durchschnitt im Bundesgebiet hierfür zur Verfügung 
gestellt, und wie hoch war der geschätzte Marktwert dieser 
Wohnungen Ende 1970? 

Statistische Daten, die über die derzeitige Verteilung des 
Sozialwohnungsbestandes auf die in der Frage genannten 
Eigentümergruppen eine unmittelbare Auskunft geben könnten, 
liegen nicht vor. Aus der Bautätigkeits-Statistik lassen sich 
jedoch ab 1953 entsprechende Aussagen ableiten. Danach dürfte 
sich der Ende 1970 vorhandene Bestand der mit öffentlichen 
Mitteln geförderten Wohnungen wie folgt verteilen: 

2,9 Millionen im Eigentum von natürlichen Personen, 

2,0 Millionen im Eigentum von gemeinnützigen Wohnungsun- 
ternehmen ^), 

0,1 Millionen im Eigentum von öffentlichen Bauherren, 

0,4 Millionen im Eigentum von sonstigen Eigentümern. 

Statistische Angaben über die durchschnittlichen Gesamtkosten 
und die öffentlichen Förderungsmittel je Wohnung liegen ge- 
trennt nach Eigentümergruppen nicht vor. Die Durchschnitts- 
beträge der bewilligten öffentlichen Kapitalhilfen je geförderte 
Wohnung würden zudem ein verzerrtes Bild ergeben, weil rd. 
420 000 Wohnungen lediglich mit Hilfe von Lastensubventionen 
gefördert wurden; darüber hinaus ist zu berücksichtigen, daß 
bei rd. 1 690 000 gemischt subventionierten Wohnungen neben 
den öffentlichen Baudarlehen (Kapitalhilfen) Lastensubventio- 
nen (Aufwendungszuschüsse, Zinszuschüsse, Annuitätshilfen) 
bewilligt wurden, die nicht in die Finanzierung der betreffen- 
den Wohnungen eingegangen sind, sondern unmittelbar der 
Senkung der Miete oder Belastung dienen. 

Einen allgemeinen Marktwert für Sozialwohnungen gibt es 
nicht, weil die staatliche Wohnungspolitik darauf ausgerichtet 
ist, gerade die billigeren Mietwohnungen des Sozialwohnungs- 
bestandes durch entsprechende Bindungen für die Unterbrin- 
gung der Haushalte mit niedrigeren Einkommen zu erhalten. 
Selbst ohne die vom Gesetzgeber gewollten und neuerlich ver- 
schärften Bindungen der Sozialwohnungen müßte der Versuch 
einer Schätzung des wirtschaftlichen Wertes der Sozialwoh- 
nungen daran scheitern, daß die Statistiken über die Lage der 
einzelnen Wohnungen, die Größe, Ausstattung, Beschaffenheit 
und Finanzierung keine Anhaltspunkte geben kann. 

1) Von den zwei Millionen Mietwohnungen der gemeinnützigen Wohnungs- 
unternehmen stehen rd. 0,6 Millionen Wohnungen im Eigentum von 
Genossenschaften. 
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3. Ist die Bundesregierung bereit, dem Deutschen Bundestag einen 
Gesetzentwurf zur Beschlußfassung vorzulegen, der die Bau- 
herren, die über einen größeren Bestand von Sozialwohnungen 
verfügen, durch eine Verkaufsauflage veranlaßt, diese Wohnun- 
gen in individuelles Eigentum natürlicher Personen zu über- 
führen und hierfür - unter Einfügung entsprechender Vorschrif- 
ten zur Mißbrauchsverhinderung - Verkaufspreise vorzuschrei- 
ben, die zwischen den tatsächlichen Gesamtkosten und dem 
heutigen Marktwert liegen, um auf diese Weise 

- einen Beitrag zur Vermögensbildung zu leisten 

- die Vorteile aus der seinerzeitigen Subventionierung aus 
öffentlichen Mitteln teilweise auf die zukünftigen Privateigen- 
tümer zu übertragen 

- den Wohnungsbaugesellschaften Mittel für Neuinvestitionen 
im Wohnungsbau zuzuführen? 

Die von mir vorgeschlagene neue Form der Vermögensbildung 
im Rahmen des sozialen Wohnungsbaus ist bereits in der Ein- 
leitung erörtert worden. Die Bundesregierung beabsichtigt da- 
gegen nicht, die Eigentümer mit einem größeren Bestand an 
öffentlich geförderten Mietwohnungen teilweise zu enteignen, 
wie in dieser Frage angeregt wird. Die Frage der rechtlichen 
Zulässigkeit und der Zweckmäßigkeit solcher Maßnahmen ist 
bereits von früheren Bundesregierungen wiederhalt geprüft 
und negativ beurteilt worden. Auch der Deutsche Bundestag 
hat sich im Jahre 1965 eingehend mit diesen Fragen befaßt und 
ist zu dem Ergebnis gekommen, daß gesetzliche Verkaufsauf- 
lagen für den Bestand an Mietwohnungen des sozialen Woh- 
nungsbaus nicht nur aus rechtlichen Gründen, sondern auch im 
Hinblick auf die wohnungs- und sozialpolitische Funktion des 
öffentlich geförderten Mietwohnungsbestandes nicht in Betracht 
kommen können. 

Der Deutsche Bundestag hat am 11. November durch die ein- 
stimmige Verabschiedung des Wohnungsbauänderungsgesetzes 
1971 die sozialpolitische Funktion des Sozialwohnungsbestan- 
des erneut bekräftigt, und zwar vor allem durch den Beschluß, 
den billigeren Sozialwohnungsbestand grundsätzlich auch für 
Wohnungssuchende mit niedrigerem Einkommen vorzubehal- 
ten und diesen Bestand durch Verlängerung der Bindungsdauer 
nach vorzeitiger Rückzahlung der öffentlichen Mittel möglichst 
ungeschmälert zu erhalten. Die in der Anfrage angeregte Ver- 
äußerungspflicht würde mit dieser Zielsetzung nicht überein- 
stimmen und darauf hinauslaufen, auf das vom Deutschen 
Bundestag als notwendig erachtete Instrument der Wohnungs- 
und Sozialpolitik insoweit zu verzichten. 


Dr. Lauritzen 
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